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ie 
(No. 540.) Erklarun, er zwiſchen der Kdniglich⸗Preußiſchen und der Herzoglich⸗ 
2 Sachſen-Gotha- und Altenburgiſchen Regierung verabredeten Aufhebung 
der gegenſeitigen Koſten⸗Vergütung in Kriminal⸗Unterſuchungsſachen. 
Vom Sfen Mai 1819. esse 5 


Nachdem die Koͤniglich⸗Preußiſche Regierung mit der Herzoglich⸗Sachſen⸗ 
Gotha- und Altenburgiſchen Regierung dahin uͤbereingekommen iſt, die gegen⸗ 
feitige Koſtenverguͤtung in Kriminal⸗Unterſuchungsſachen aufzuheben; ſo er⸗ 
klaͤren gedachte beide Regierungen Folgendes: g 
1) In allen Faͤllen, wo Delinquenten von einer Koͤniglich⸗Preußiſchen Krimi⸗ 
nal⸗Juſtizbehoͤrde an eine Herzoglich-Sachſen⸗Gothaiſche oder Alten⸗ 
burgiſche Kriminal-Juſtizbehoͤrde, oder von dieſer an jene, nach vorgaͤngi⸗ 
ger Requiſition ausgeliefert werden, find nicht allein alle baare Auslagen, 
ſondern auch die ſaͤmmtlichen nach der bei dem requirirten Gericht uͤblichen 
Taxe zu liquidirenden Gerichtsgebuͤhren dem Letzteren aus dem Vermoͤgen 
des an das requirirende Gericht ausgelieferten Delinquenten, wenn ſol⸗ 
ches dazu hinreicht, zu entrichten. Hat aber der ausgelieferte Delin⸗ 
quent kein hinreichendes Vermoͤgen, ſo fallen die Gebuͤhren fuͤr die 
Arbeiten des reqnirirten Gerichts durchgehends weg, und das requiri⸗ 
rende Gericht bezahlt alsdann dem Erſteren lediglich die baaren Aus⸗ 
lagen, welche durch die Verhaftnehmung und die Unterhaltung des De⸗ 
linquenten bis zur erfolgten Abholung deſſelben veranlaßt worden ſind. 
2) Nach gleichen Grundſaͤtzen ſoll auch in Abſicht der Bezahlung der 
Koſten in ſolchen Kriminalfaͤllen verfahren werden, wo es nicht auf 
die Auslieferung von Delinquenten, ſondern nur auf die Abhoͤrung oder 
Siſtirung von Zeugen oder anderen Perſonen ankommt. . 
3) Zu Entſcheidung der Frage: ob der Delinquent hinreichendes eigenes 
Vermögen zur Bezahlung der Gerichtsgebühren beſitze oder nicht? ſoll 
in den beiderſeitigen Landen nichts Weiteres als das Zeugniß derjeni⸗ 
gen Gerichtsſtelle erfordert werden, unter welcher der Delinquent ſeine 
Jahrgang 1819. * S weſent⸗ 
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weſentliche Wohnung hat. Sollte derſelbe feine weſentliche Wohnung 
in einem dritten Lande gehabt haben und die Beitreibung der Koſten 
dort mit Schwierigkeiten verbunden ſeyn; fo wird es angeſehen, als 
ob er kein hinreichendes eigenes Vermoͤgen beſitze. ; 

4) Den bei Kriminal-Unterſuchungen zu ſiſtirenden Zeugen und anderen 
abzuhoͤrenden Perſonen ſollen die Neife= und Zehrungskoſten, nebſt der 
wegen ihrer Verſaͤumniß ihnen gebuͤhrenden Verguͤtungs⸗S umme, nach 
deren vom requirirten Gericht geſchehenen Verzeichnung, bei erfolgter 
wirklicher Siſtirung vom requirirenden Gericht ſofort verabreicht wer— 
den. Sofern ſie deswegen eines Vorſchuſſes beduͤrfen, wird das re⸗ 
quirirte Gericht zwar die Auslagen davon uͤbernehmen, es ſoll ſelbige 
jedoch vom requirirenden Gericht, auf die erhaltene Benachrichtigung, 
dem requirirten Gericht ungeſaͤumt wieder erſtattet werden. 

5) Gegenwaͤrtige im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs von Preußen und 
Sr. Durchlaucht des Herzogs von Sachien- Gotha und Altenburg zwei⸗ 
mal gleichlautend ausgefertigte und von den reſpektiven Miniſterien 
unterzeichnete Erklaͤrung, ſoll, nach erfolgter gegenſeitiger Auswechſe⸗ 
lung, Kraft und Wirkſamkeit in den geſammten beiderſeitigen Landen 
haben, und oͤffentlich bekannt gemacht werden. i 

So geſchehen Berlin, den gten Mai 1819. 
7 ö (L. 8.9 . 
Könige, Preuß. Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
N % Graf von Bernstorff, 


(No. 541.) Verordnung, betreffend die Aufhebung des Abſchoſſes und Abfahrtsgeldes in 
den deutſchen Bundesſtaaten. Vom 1 1ten Mai 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen dc. de. 
Thun kund und zu wiſſen: 5 
Bald nach dem Abſchluſſe der deutſchen Bundesakte haben Wir be⸗ 
reits Unſere Behoͤrden angewieſen, die darin, Artikel 18., den Unterthanen 
der deutſchen Bundesſtaaten zug ſicherte Freiheit von aller Nachſteuer in Be⸗ 
ziehung auf alle Unſere zum deutſchen Bunde gehörigen Provinzen, unter 
Erwartung der Gegenſeitigkeit, von den andern Bundesſtaaten, eintre⸗ 


ten zu laſſen. Um nun auch die Ausuͤbung dieſer Freiheit in voͤllige Ueber⸗ 


einſtimmung mit dem Beſchluſſe zu bringen, welchen die deutſche Bundes⸗ 
ö S ver⸗ 
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verſammlung in ihrer ſieben und dreißigſten Sitzung am 23ſten Junius 1817. 
über dieſen Gegenſtand gefaßt hat, verordnen Wir, nach erfordertem Gut⸗ 
achten Unſeres Staatsraths, wie folgt: . Be sh 

1. Die Nachſteuer- und Abzugsfreiheit von dem Vermögen, welches 
aus dem Lande gebracht wird, findet Statt, zwiſchen ſaͤmmtlichen Provinzen 
Unſeres Staats, welche zum deutſchen Bunde gehoͤren, namentlich den Pro⸗ 
vinzen Pommern, Brandenburg, Schleſien, Sachſen, Weitphalen, Cleve⸗ 
Berg und Niederrhein, und allen andern deutſchen Bundesſtaaten. 

2. Jede Art von Vermögen, welches in einen andern Staat uͤber⸗ 
geht, es ſey aus Veranlaſſung einer Auswanderung, oder aus dem Grunde 
eines Erbſchaftsanfalls, eines Verkaufes, Tauſches, einer Schenkung, fa 
gift, oder auf andere Weiſe, iſt unter der Abzugsfreiheit begriffen. 

3. Jede Abgabe, welche die Ausfuhr des Vermögens, oder den Ueber⸗ 
gang des Eigenthums auf Angehoͤrige eines andern Bundesſtaats beſchraͤnkt, 
wird fuͤr aufgehoben erklaͤrt; dagegen ift unter der Freizuͤgigkeit nicht begriffen, 
jede Abgabe, welche mit einem Erbſchaftsanfall, Legat, Verkauf, einer Schen⸗ 
kung und dergleichen, verbunden iſt, und ohne Unterſchied, ob das Vermoͤgen 
im Lande bleibt oder hinausgezogen wird, ob der neue Beſitzer ein Inlaͤnder 
oder ein Fremder iſt, bisher entrichtet werden mußte, namentlich Kollateral⸗ 
Erbſchaftsſteuer⸗Stempelabgabe und dergleichen, auch Zoll: Abgaben werden 
durch die Nachſteuerfreiheit nicht ausgeſchloſſen. 

4. Sollten in einzelnen Gemeinden, wegen der Kommunalſchulden, Ab⸗ 
zuͤge vom auswandernden Vermoͤgen eingefuͤhrt geweſen ſeyn, ſo werden ſie 
als aufgehoben angeſehen. 5 

5, Die Nachſteuer⸗ und Abzugs freiheit findet ohne Unterſchied Statt, 
ob die Erhebung dieſer Abgabe bisher dem Fiskus, den Standesherren, Kom⸗ 
munen, Patrimonialgerichten, oder ſonſt einem Privatberechtigten zuſtand; 
auch kann die Aufhebung aller und jeder Nachſteuer keinen Grund zu einer 
Entſchaͤdigungsforderung an den Staat für die den Berechtigten entgehende 
Einnahme abgeben. Eben ſo wenig kann die Art der Verwendung der Ab⸗ 
zugsgefaͤlle einen Grund darleihen, dieſelben beſtehen zu laſſen. f 

6. Die mit einzelnen deutſchen Bundesſtaaten beſtehenden Freizuͤgig⸗ 
keitsvertraͤge ſollen zwar in allen denjenigen Beſtimmungen aufrecht erhalten 
werden, welche die in vorſtehenden Grundſaͤtzen enthaltene Freiheit von aller 
Nachſteuer beguͤnſtigen, erleichtern oder noch mehr ausdehnen, in allen uͤbri⸗ 
gen aber nur, ſo weit ſie dieſen Grundſaͤtzen nicht entgegen ſind. 

7. Als allgemein geltender Termin, von welchem an, die voͤllige Nach⸗ 
ſteuerfreiheit von allem in deutſche Bundesſtaaten ausgehenden Vermoͤgen, 

Statt haben ſoll, wird der gte Junius 1815., jedoch unbeſchadet der guͤn⸗ 
ü : ſtige⸗ 
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ſtigeren Beſtimmung, welche aus Verträgen mit einzelnen Bundesſtaaten ſich 
ergeben, angenommen, und dabei der Zeilpunkt der Vermoͤgens⸗Ausfuhr zum 
Grunde gelegt. Wenn jedoch in Faͤllen, welche vor dem Iſten Julius 
1817. vorgekommen, die Nachſteuer oder der Abzug von Privatberechtig⸗ 
ten bereits eingezogen iſt, ſo hat es dabei fein. Bewenden. a 
Wir befehlen Unſern Ober- und Unterbehoͤrden, den Standesherren, 
Gemeinden, Gerichtsherren, und allen andern, welchen etwa bisher die 
Erhebung der Nachſteuer zugeſtanden, nach obigen Vorſchriften genau ſich 
zu achten. Ro BE: 

e Gegeben Berlin, den IIten Mai 1819. a SER 

sn (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Alt enſtein. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 
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einkunft mit Sachſen vorkommenden Ausdrucks: „an haͤngige Falle.“ 
Vom 20ſten Mai 1819. = SENT Eric 


(No. 542.) Bekanntmachung, betreffend die Auslegung des in der Freizügigkeits⸗ Weber: 


D. uͤber die Auslegung des im dritten Artikel der Freizugi gkeits⸗ Ueber⸗ 
einkunft zwiſchen Preußen und Sachſen vom 1 7ten Mai 1817. vorkom⸗ 
menden Ausdrucks: „anhängige Fälle,“ Zweifel entſtanden ſind, ſo wird 
in Uebereinſtimmung mit dem Koͤniglich⸗Saͤchſiſchen Hofe hierdurch bekannt 
gemacht, daß die beiderſeitigen Regierungen unter jenem Ausdrucke alle die⸗ 
jenigen Faͤlle verſtanden haben, in welchen bei dem Abſchluſſe der Freizuͤ⸗ 
gigkeits⸗Uebereinkunft der Abſchoß oder das Abfahrtsgeld noch nicht wirk⸗ 
lich bezahlt war. 128 ar. \ : 
Berlin, den 2often Mai 1819. 
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Koͤnigl. Preuß. Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
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